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Niederschrift  

über die 4. ordentliche Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Ruprechtshofen 
am Dienstag, dem 2. September 2025, im Sitzungssaal der Marktgemeinde 
Ruprechtshofen, Hauptplatz 1 (Gemeindeamt). 

Die Einladung ist am 28. August 2025 gem. Einverständniserklärung nach § 45 NÖ 
Gemeindeordnung 1973, LGBl. 1000 i.d.g.F. auf elektronischem Wege an sämtliche 
Mitglieder des Gemeinderates ergangen. 

Beginn der Sitzung:  19.00  Uhr 
Ende der Sitzung:  20.00 Uhr 

Anwesend waren: 
1. Bürgermeister Ing. Leopold Gruber-Doberer 
2. Vizebürgermeister Johannes Scherndl 

3. Geschäftsführender Gemeinderat Wolfgang Potzmader

4. Geschäftsführender Gemeinderat Daniela Schrattmaier

5. Geschäftsführender Gemeinderat Herbert Sterkl

6. Gemeinderat Franz Babinger 

7. Gemeinderat Maria Dachsberger  

8. Gemeinderat Ing. Werner Gallistl 

9. Gemeinderat Mag. Martina Grill 

10. Gemeinderat Peter Herzog 

11. Gemeinderat DI Anton Hölzl 
12. Gemeinderat Sandra Schweiger 

13. Gemeinderat Ing. Martina Stadler 

14. Gemeinderat Pamela Sturmlechner 

15. Gemeinderat Cornelia Wenninger 

16. Gemeinderat Manuel Gruber 

17. Gemeinderat Leopold Mayerhofer 

18. Gemeinderat Manuela Resl-Köberl 

19. Gemeinderat Christian Maldoner 

Entschuldigt war: 

20. Geschäftsführender Gemeinderat Richard Punz

21. Gemeinderat Johannes Herzog 

Vorsitzender: 
Bürgermeister Ing. Leopold Gruber-Doberer 

Schriftführer: 
VB Martin Leeb 

Die Sitzung ist beschlussfähig. 

Die Sitzung ist öffentlich bis auf TOP 17. 
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Tagesordnung 
Öffentliche Sitzung: 
1. Genehmigung und Fertigung des Protokolls der letzten Sitzung 
2. Beschlussfassung von Subventionsansuchen 
3. Beschlussfassung der Begleitung der Jugendarbeit in der Gemeinde durch die 

Jugend:info NÖ 
4. Beschlussfassung der Übernahme von Nebenanlagen in die Erhaltung und 

Verwaltung der Gemeinde Ruprechtshofen (Nebenanlagen entlang der L5287 in 
Rottenhof) 

5. Beschlussfassung des Verzichts auf Ausübung des Vorkaufsrechts im Zuge einer 
Veräußerung einer Parzelle mit Bauverpflichtung und der Überbindung der 
Bauverpflichtung auf die neuen Eigentümer 

6. Beschlussfassung der Ausübung des Wiederkaufsrechts für die Parzelle 114/6, 
KG Zwerbach 

7. Beschlussfassung der Durchführung eines Flurbereinigungsverfahrens und der 
Änderung am Bestand des öffentlichen Gutes in der KG Ockert (Hauer – 
Dachsberger) 

8. Beschlussfassung von Teilungsplänen gem. §15 LiegTeilG und der Veränderung 
am Bestand des öffentlichen Gutes in den KGs Grabenegg, Riegers und 
Ruprechtshofen (GW AGES, Melbinger, Miniberg) 

9. Beschlussfassung der Einleitung eines Rechtsstreits und der Beauftragung eines 
Prozessfinanzierers betreffend das Baukartell in den Jahren 2002 bis 2017 

10. Beschlussfassung der Regulierung einer Urheberrechtsverletzung (geschütztes 
Bild auf der Homepage) 

11. Beschlussfassung eines Vertrages über die Benützung von öffentlichem 
Wassergut in der Schulstraße 

12. Beschlussfassung der Vergabe von Lieferungen und Leistungen zur Errichtung 
einer Drucksteigerungsanlage in Reisenhof 

13. Beschlussfassung der Vergabe von Ingenieurleistungen für Erweiterungs- und 
Instandsetzungsmaßnahmen an der Wasserversorgungsanlage 

14. Bericht über die Vergabebeschlüsse des Gemeindevorstandes und 
Beschlussfassung von Bedeckungsvorschlägen 

15. Bericht des Bürgermeisters 
16. Berichte und Anfragen der Gemeinderatsmitglieder 

Nicht öffentliche Sitzung: 
17. Beschlussfassung des 1. Nachtrags zum Dienstvertrag von VB Poschenreither 

Erledigung 

Der Bürgermeister begrüßt die anwesenden Gemeinderäte, stellt die 
Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die Sitzung. 

Punkt 1 der Tagesordnung: 
Genehmigung und Fertigung des Protokolls der letzten Sitzung 

Jeder Gemeinderat hat eine Kopie des Protokolls erhalten. Es wurden keine 
schriftlichen Anträge zur Abänderung des Sitzungsprotokolls eingebracht.  

Der Bürgermeister stellt folgenden Antrag: Der Gemeinderat möge die 
Verhandlungsschrift der letzten Sitzung beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wurde angenommen. Das Sitzungsprotokoll gilt daher als 
genehmigt. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 
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Punkt 2 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung von Subventionsansuchen 

Sachverhalt: 
Die Sportunion Leonhofen sucht um die jährliche Subvention für das Jahr 2025 in der 
Höhe von € 1.500,- an. In den vergangenen Jahren wurden ebenfalls jeweils € 1.500,- 
gewährt. 

HH-Stelle: 1/2690-7570, frei: € 2.915,80 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat soll eine Subvention für die 
Sportunion Leonhofen in der Höhe von € 1.500,- für das Jahr 2025 beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Sachverhalt: 
Für die Europameisterschaft im Sensenmähen in Thundorf/Ainring (Bayern) wurde ein 
Bus für die Teilnehmer organisiert. Die Buskosten betragen € 1.000,-, auf Antrag soll 
eine einmalige Unterstützung der Gemeinde iHv. € 250,- gewährt werden. 

HH-Stelle: 1/2690-7570, frei: € 2.915,80 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat soll eine Subvention für die 
Buskosten zur EM im Sensenmähen in Bayern in der Höhe von € 250,-, wie im 
Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Punkt 3 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung der Begleitung der Jugendarbeit in der Gemeinde durch die 
Jugend:info NÖ 

Sachverhalt: 
Für die Umsetzung eines Jugendprojektes in unserer Gemeinde ist ein 
Gemeinderatsbeschluss erforderlich. Die Gemeinde stellt für ein lokales Projekt 
€ 1.000,- zur Verfügung, die Begleitung der Jugendarbeit erfolgt durch das 
Jugend:Gemeinde:Service der Jugend:info NÖ. Ein entsprechendes Ansuchen für 
die Bewilligung der Begleitung wurde bereits beim NÖ Landesjugendreferat 
eingebracht. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Umsetzung des 
lokalen Jugendprojektes und die Unterstützung mit € 1.000,-, wie im Sachverhalt 
beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Punkt 4 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung der Übernahme von Nebenanlagen in die Erhaltung und 
Verwaltung der Gemeinde Ruprechtshofen (Nebenanlagen entlang der L5287 in 
Rottenhof) 

Sachverhalt: 
Entlang der Landesstraßen L5265 und L5287 in Rottenhof wurden Nebenanlagen 
(Gehsteige, Auftrittsflächen, Hoch- und Tiefborde, teilweise mit Grüninsel sowie 
Einlaufgitter) von der Straßenbauabteilung des Landes Niederösterreich hergestellt. 
Eine Erklärung zur Übernahme der Anlagen in die Verwaltung und Erhaltung sowie 
das außerbücherliche Eigentum der Gemeinde liegt vor und ist vom Gemeinderat zu 
beschließen: 

ST-LH-411/024-2023, STBA5-BL-1953-2023  
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Betrifft: NÖ Straßenbauabteilung 5, Straßenmeisterei Mank;  
Bauführungen des NÖ Straßendienstes;  
Übernahme in die Erhaltung und Verwaltung der Gemeinde.  

ERKLÄRUNG 

Die Marktgemeinde Ruprechtshofen übernimmt die vom NÖ Straßendienst, 
Straßenmeisterei Mank nach Genehmigung durch den Herrn LH-Stv. Landbauer, 
BLHSTV-Landbauer-STV-NA-60/2023 v. 12.10.2023 auf Kosten der Marktgemeinde 
hergestellten Anlagen  
(Nebenanlagen entlang der Landesstraße L5265 in Rottenhof von km 0,030 – km 
0,050, rechtsseitig, Herstellung eines Gehsteiges inkl. Auftrittsfläche, Hoch- u. 
Tiefbord und  
Nebenanlagen entlang der Landesstraße L5287 in Rottenhof von km 1,233 – km 
1,258, linksseitig, Herstellung eines Gehsteiges inkl. Auftrittsfläche, Hoch- u. 
Tiefbord mit Grüninsel, und Einlaufgitter)  
in ihre Verwaltung und Erhaltung und das außerbücherliche Eigentum.  

Die Marktgemeinde bestätigt, dass die vom NÖ Straßendienst hergestellten Anlagen 
ordnungsgemäß ausgeführt sind und erklärt, an den NÖ Straßendienst aus diesem 
Titel keine weiteren Forderungen zu stellen bzw. bei Forderungen Dritter den NÖ 
Straßendienst schad- und klaglos zu halten.  
Im Zuge der Endvermessung übernimmt die Marktgemeinde die Anlagen in ihr 
grundbücherliches Eigentum.  

Es wird darauf hingewiesen, dass bei den hergestellten Anlagen der Winterdienst 
durch die Marktgemeinde Ruprechtshofen durchgeführt werden muss. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die vorliegende 
Erklärung ST-LH-411/024-2023, STBA5-BL-1953-2023 zur Übernahme von 
Nebenanlagen in die Erhaltung und Verwaltung und das außerbücherliche Eigentum 
der Marktgemeinde Ruprechtshofen, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Punkt 5 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung des Verzichts auf Ausübung des Vorkaufsrechts im Zuge einer 
Veräußerung einer Parzelle mit Bauverpflichtung und der Überbindung der 
Bauverpflichtung auf die neuen Eigentümer 

Sachverhalt: 
Herr Ing. Michael und Frau Sarah Lindner als Eigentümer der Parzelle 847/5, KG 
Rainberg, beabsichtigen den Verkauf der Parzelle im Ausmaß von 1.003 m2. Der für 
diese Parzelle bestehende Baulandsicherungsvertrag mit der Marktgemeinde 
Ruprechtshofen sieht eine Bebauungsverpflichtung binnen fünf Jahren vor und räumt 
der Gemeinde bei Nichterfüllung oder Verkauf ein Vorkaufsrecht ein. Die Gemeinde 
Ruprechtshofen übt dieses Vorkaufsrecht nicht aus, wenn die Bauverpflichtung auf die 
Rechtsnachfolger überbunden wird. Die Überbindung wird im vom Notariat Dr. 
Klimscha errichteten Kaufvertrag zwischen den Verkäufern und den neuen 
Eigentümern, Frau Karin Klauser und Frau Claudia und Herr Michael Schuhleitner, 
sichergestellt und als Reallast ins Grundbuch eingetragen. Der Entwurf des 
Grundkaufvertrages liegt zur Beschlussfassung vor. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den Verzicht auf 
Ausübung des Vorkaufsrechts, die Überbindung der Bauverpflichtung auf den neuen 
Eigentümer der Parzelle 847/5, KG Rainberg, wie im Sachverhalt beschrieben, 
beschließen. 



45 

G:\Gemeinderat\GR2025-2030\GR-Protokoll_4_2025-09-02.docx 

Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Punkt 6 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung der Ausübung des Wiederkaufsrechts für die Parzelle 114/6, 
KG Zwerbach 

Sachverhalt: 
Für eine Parzelle in Zwerbach, die von der Gemeinde an eine private Interessentin 
verkauft wurde, soll das Wiederkaufsrecht im Einvernehmen mit der Käuferin ausgeübt 
werden, da diese nicht zu bauen beabsichtigt. Die Aufschließungsabgabe für diese 
Parzelle wurde nicht vorgeschrieben, Maßnahmen zur Baureifmachung der Parzelle 
sind ebenfalls nicht erfolgt. Die Gemeinde kauft die Parzelle demnach zum damals von 
der Käuferin bezahlten Kaufpreis iHv. € 32.585,-, die Kosten für die Vertragserrichtung, 
Verbücherung und allfälliger Gebühren sind von der ursprünglichen Käuferin zu tragen. 
Ein entsprechender Auflösungsvertrag wird vom Notariat Klimscha, die auch den 
Kaufvertrag errichtet hat, vorbereitet. Die Beschlussfassung des Wiederkaufs gemäß 
den im ursprünglichen Kaufvertrag vereinbarten Bedingungen soll in der heutigen 
Gemeinderatssitzung gefasst werden. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den Wiederkauf der 
Parzelle114/6, KG Zwerbach, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Punkt 7 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung der Durchführung eines Flurbereinigungsverfahrens und der 
Änderung am Bestand des öffentlichen Gutes in der KG Ockert (Hauer – 
Dachsberger) 

Sachverhalt: 
Die Familien Hauer und Dachsberger in Ockert haben den Antrag auf ein 
Flurbereinigungsverfahren gem. § 41a Flurverfassungs-Landesgesetz 1975 i.d.g.F. 
bei der NÖ Agrarbezirksbehörde gestellt. Ziel ist, die zum Teil eklatanten 
agrarstrukturellen Mängel, wie Unförmigkeit, unklare Grenzverläufe unzureichende 
Zufahrtsverhältnisse sowie Zersplitterung des Grundbesitzes, zu beheben. Von der 
Maßnahme betroffen ist auch die Parzelle 882/12, KG Ockert, ein Wiesenweg im 
Bestand des öffentlichen Gutes der Marktgemeinde Ruprechtshofen. Dieser soll bis 
zur Parzelle 827/2 erhalten bleiben, um die öffentliche Zufahrt sicherzustellen, der 
Rest soll aufgelassen und den Grundeigentümern zugeschlagen werden. Die 
Grundablöse soll € 3,- für Wiesenflächen und € 4,- für Ackerland betragen. Der 
Gemeinde Ruprechtshofen erwachsen aus diesem Verfahren keine Kosten. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Durchführung eines 
Flurbereinigungsverfahrens und der Änderung am Bestand des öffentlichen Gutes in 
der KG Ockert, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: eine Stimmenthaltung, GR Dachsberger, ÖVP. 

Punkt 8 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung von Teilungsplänen gem. §15 LiegTeilG und der Veränderung am 
Bestand des öffentlichen Gutes in den KGs Grabenegg, Riegers und Ruprechtshofen 
(GW AGES, Melbinger, Miniberg) 
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Sachverhalt: 
Nach der Instandsetzung der Güterwege Ages, Miniberg und Melbinger wurden die 
Wege vermessen und an den Naturstand angepasst. Drei Teilungspläne mit 
Plandatum 25.07.2025 mit der Geschäftszahl 7387 (Grabenegg), 7387B (Riegers) 
und 7387C (Ruprechtshofen) wurden von der Vermessung Loschnigg Ziviltechniker 
OG errichtet und liegen zur Beschlussfassung durch den Gemeinderat vor. 
Teilungsplan GZ: 7387, KG 14014 Grabenegg: Das Trennstück 1 der Parzelle 581 
wird der neu geschaffenen Parzelle 581/1 (öffentliches Gut) zugeschlagen. Die 
Trennstücke 46-50 der Parzelle 581 werden der neu geschaffenen Parzelle 581/2 
(öffentliches Gut) zugeschlagen. Die Trennstücke 3, 4, 5, 12, 25, 30, 33, 35, 39, und 
42 der Parzelle 581 werden aus dem Bestand des öffentlichen Gutes ausgeschieden 
und den jeweils angrenzenden Liegenschaftseigentümern zugeschlagen. Die 
Trennstücke 2, 6, 7, 8, 11, 13, 14, 16, 18, 22, 23, 24, 26, 27, 29, 32, 34, 38, 40, 41 und 
43 werden der neu geschaffenen Parzelle 581/2 zugeschlagen und in den Bestand 
des öffentlichen Gutes der Marktgemeinde Ruprechtshofen übernommen. 
Teilungsplan GZ: 7387B, KG 14056 Riegers: Das Trennstück 20 der Parzelle 492/4 
und das Trennstück 4 der Parzelle 492/9 werden aus dem Bestand des öffentlichen 
Gutes ausgeschieden und den jeweils angrenzenden Liegenschaftseigentümern 
zugeschlagen. Die Trennstücke 21 bis 23 werden der Parzelle 492/4 zugeschlagen 
und in den Bestand des öffentlichen Gutes der Marktgemeinde Ruprechtshofen 
übernommen. Die Trennstücke 1, 2, 3 und 5 werden der Parzelle 492/9 zugeschlagen 
und in den Bestand des öffentlichen Gutes der Marktgemeinde Ruprechtshofen 
übernommen. Das Trennstück 44 wird der Parzelle 499 zugeschlagen und in den 
Bestand des öffentlichen Gutes der Marktgemeinde Ruprechtshofen übernommen.  
Teilungsplan GZ: 7387C, KG 14058 Ruprechtshofen: Das Trennstück 19 aus der 
aufgelassenen Parzelle 116 wird der neu geschaffenen Parzelle 116/2 zugeschlagen. 
Das Trennstück 25 wird der Parzelle 116/2 zugeschlagen und in den Bestand des 
öffentlichen Gutes der Marktgemeinde Ruprechtshofen übernommen. Die 
Trennstücke 8, 10, 13 und 16 der Parzelle 227 werden aus dem Bestand des 
öffentlichen Gutes ausgeschieden und den jeweils angrenzenden 
Liegenschaftseigentümern zugeschlagen. Die Trennstücke 6, 9, 11, 14, 15 und 17 
werden der Parzelle 227 zugeschlagen und in den Bestand des öffentlichen Gutes der 
Marktgemeinde Ruprechtshofen übernommen.  
Ein Notariatsakt ist nicht erforderlich. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die vorliegenden 
Teilungspläne, GZ 7387, 7387B und 7387C sowie die Änderung am Bestand des 
öffentlichen Gutes der Gemeinde Ruprechtshofen, wie im Sachverhalt beschrieben, 
beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Punkt 9 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung der Einleitung eines Rechtsstreits und der Beauftragung eines 
Prozessfinanzierers betreffend das Baukartell in den Jahren 2002 bis 2017 

Sachverhalt: 
Die Bundesbeschaffung GmbH (BBG) hat zu GZ 5105.04838 unter anderem für 
Gemeinden und von Gemeinden betriebene wirtschaftliche Unternehmungen eine 
Rahmenvereinbarung für die Prozessfinanzierung zur Durchsetzung von 
Schadenersatzansprüchen im Zusammenhang mit dem Baukartell ausgeschrieben. 
LitFin Capital a.s. hat den Zuschlag erhalten. BBG hat mit LitFin Capital a.s. die 
Rahmenvereinbarung „Prozessfinanzierung Baukartell“, BBG-GZ. 5105.04838, 
abgeschlossen. Der Prozessfinanzierer übernimmt das gesamte finanzielle 
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Prozessrisiko und erhält nur im Erfolgsfall das in der Rahmenvereinbarung 
vereinbarte Entgelt in Höhe von 22 % des ersiegten Betrages. Der Bürgermeister 
verweist auf die dazu vorliegenden Unterlagen der BBG, Beilage 9/A. 
Die Gemeinde hat im relevanten Zeitraum Bauprojekte mit Unternehmen 
abgeschlossen, die am Baukartell beteiligt waren. Es ist daher möglich, dass die 
Gemeinde durch das Baukartell geschädigt wurde. 
Zur Geltendmachung und gerichtlichen Durchsetzung dieser 
Schadenersatzansprüche der Gemeinde soll die Prozessfinanzierung zur 
Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen im Zusammenhang mit dem 
Baukartell, GZ 5105.04838, von der Gemeinde bei der BBG bestellt und abgerufen 
werden und im Falle einer erfolgreichen Prüfung der Ansprüche durch den 
Prozessfinanzierer der BRAND Rechtsanwälte GMBH, FN 269903t, dazu Vollmacht 
(Beilage 9/B) erteilt werden. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat der Marktgemeinde 
Ruprechtshofen möge beschließen, dass die Gemeinde die Prozessfinanzierung zur 
Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen im Zusammenhang mit dem 
Baukartell, GZ 5105.04838, bei der BBG bestellt und abruft und im Falle einer 
erfolgreichen Prüfung der Ansprüche durch den Prozessfinanzierer der BRAND 
Rechtsanwälte GMBH (FN 269903t) zur Einleitung des Verfahrens und 
infolgedessen zur Prozessvertretung der Gemeinde Vollmacht entsprechend Beilage 
./B erteilt wird. Dem Protokoll zu diesem Tagesordnungspunkt liegen die Bezug 
habenden Unterlagen der BBG als Beilage 9/A und die Vollmacht als Beilage 9/B bei. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Punkt 10 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung der Regulierung einer Urheberrechtsverletzung (geschütztes Bild 
auf der Homepage) 

Sachverhalt: 
Am Gemeindeamt ist ein Schreiben der Anwaltskanzlei KSP Dr. Seegers aus 
Hamburg eingelangt, in dem eine Verletzung des Urheberrechts durch Verwendung 
eines geschützten Bildes auf der Homepage ruprechtshofen.gv.at seit 10.09.2018 
behauptet wurde. Dieses im Eigentum der dpa Picture-Alliance GmbH befindliche 
Sujet war unter dem angeführten Link tatsächlich abrufbar. Die für dieses Bild 
marktübliche Vergütung wurde mit € 190,- angenommen, zuzüglich der Kosten für 
Dokumentation, Zinsen, Rechtsanwaltsvergütung wurde ein Gesamtbetrag von € 
479,49 gefordert. Nach Rücksprache mit dem Datenschutzbeauftragten, Dr. Berthold 
von CleverData, wurde der geforderte Betrag innerhalb der gesetzten Frist 
überwiesen, um weitere Kosten zu verhindern. Gemäß § 35 (5) NÖ 
Gemeindeordnung 1973 i.d.g.F. ist die Einleitung oder Fortsetzung eines 
Rechtsstreits vom Gemeinderat zu beschließen. Seitens des 
Gemeindevertreterverbandes wurde geraten, diesen Punkt im Gemeinderat zu 
behandeln und die Angelegenheit nicht weiter zu verfolgen, da die Aussicht auf 
Erfolg bei einer tatsächlich erfolgten Urheberrechtsverletzung äußerst gering sind. 
Das verfahrensgegenständliche Bild wurde zwischenzeitlich von der Homepage 
entfernt. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Bezahlung der 
Forderung in der Höhe von € 479,49 zur Regulierung der Urheberrechtsverletzung im 
Nachhinein, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 



48 

G:\Gemeinderat\GR2025-2030\GR-Protokoll_4_2025-09-02.docx 

Punkt 11 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung eines Vertrages über die Benützung von öffentlichem Wassergut 
in der Schulstraße 

Sachverhalt: 
Auf Ansuchen der Gemeinde Ruprechtshofen wurde ein Sondernutzungsvertrag mit 
der Republik Österreich, Geschäftszahl WA1-ÖWG-30058/192-2025, betreffend die 
Nutzung des öffentlichen Wassergutes im Zuge der Instandsetzung 
Wasserversorgungsanlage BA16, Sanierung Schulstraße, zur Beschlussfassung 
durch den Gemeinderat übermittelt. Der Vertrag liegt in zweifacher Ausfertigung vor, 
die Einräumung des Nutzungsrechtes erfolgt unentgeltlich. 
Folgendes Grundstück (Öffentliches Wassergut) ist betroffen: 

- Parz. 231, EZ 233, KG Ruprechtshofen (Dangelsbach) 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den vorliegenden 
Vertrag zur Nutzung des öffentlichen Wassergutes, Geschäftszahl WA1-ÖWG-
30058/192-2025, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Punkt 12 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung der Vergabe von Lieferungen und Leistungen zur Errichtung einer 
Drucksteigerungsanlage in Reisenhof 

Sachverhalt: 
Angebote für die Errichtung einer Drucksteigerung in Reisenhof wurden von der Fa. 
Schuster ZT GmbH eingeholt, die Angebote wurden geprüft, ein Vergabevorschlag 
wurde erstellt. 
Folgende Angebote sind fristgerecht bei der Gemeinde eingelangt: 

- Fa. Karl Schweighofer GmbH:  €   87.079,86 inkl. Ust. 
- Fa- Anton Traunfellner:   € 106.404,35 inkl. Ust. 
- Fa. F. Lang & K. Menhofer:  € 107.258,08 inkl. Ust. 

Die Ausschreibung erfolgte im Verhandlungsverfahren ohne vorherige 
Bekanntmachung im Unterschwellenbereich. Nach Prüfung der Angebote durch den 
Projektanten konnte die Fa. Karl Schweighofer als Billigstbieter ermittelt werden. 
Die Maßnahme ist im Budget nicht vorgesehen und soll im 1. Nachtragsvoranschlag 
für das Haushaltsjahr 2025 dargestellt werden. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Vergabe von 
Lieferungen und Leistungen zur Errichtung einer Drucksteigerungsanlage in 
Reisenhof, WVA BA16, an den Billigstbieter, die Fa. Karl Schweighofer GmbH, zum 
angebotenen Gesamtpreis von € 87.079,86 inkl. Ust., sowie den 
Bedeckungsvorschlag, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Punkt 13 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung der Vergabe von Ingenieurleistungen für Erweiterungs- und 
Instandsetzungsmaßnahmen an der Wasserversorgungsanlage 

Sachverhalt: 
Mit der Fa. Schuster ZT GmbH wurde eine Vergabeverhandlung betreffend die 
Ingenieurleistungen zur Instandsetzung und Erweiterung der WVA in unserer 
Gemeinde geführt. Das Bundesvergabegesetz sieht für diesen Fall eine nicht 
öffentliche Vergabeverhandlung mit nur einem Bieter vor. Das Projektvolumen 
beläuft sich auf ca. 1,2 Mio Euro, die Ingenieurleistungen werden mit 11,1% der 
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Projektsumme abgerechnet. Die Maßnahmen werden in den Jahren 2026 bis 2028 
umgesetzt und in den Voranschlägen berücksichtigt. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Vergabe von 
Ingenieurleistungen für Erweiterungs- und Instandsetzungsmaßnahmen an der 
Wasserversorgungsanlage an die Fa. Schuster ZT GmbH zum angebotenen 
Gesamtpreis von € 145.342,- exkl. Ust. abzüglich 5% und 3% Skonto, sohin 
€ 133.932,65, exkl. Ust., wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Punkt 14 der Tagesordnung: 
Bericht über die Vergabebeschlüsse des Gemeindevorstandes und 
Beschlussfassung von Bedeckungsvorschlägen 

Sachverhalt: 
Der Bürgermeister informiert im Hinblick auf das Informationsfreiheitsgesetz über die 
erfolgten Vergaben im Gemeindevorstand: 

- Beschlussfassung der Vergabe von Lieferungen und Leistungen zur 
Instandsetzung des Güterweges Etzen-Lasserthal 
Eine Fahrbahnsetzung im Bereich der Liegenschaft Dachsberger am 
Güterweg Etzen-Lasserthal ist die Ursache dafür, dass das Wasser bei 
Starkregenereignissen nicht ablaufen kann und die Gefahr von Aquaplaning 
droht. Zwei Angebote für die Instandsetzung wurden eingeholt, die Vergabe 
an den Bestbieter erfolgte durch den Gemeindevorstand. Die Maßnahme ist 
nach Auskunft der Agrarbezirksbehörde nicht förderfähig. 
Folgende Angebote sind bei der Gemeinde eingelangt: 
Fa. Strabag  € 11.689,22 brutto, Nachlass 4% 
Fa. Traunfellner € 12.350,58 brutto  
Als Bestbieter konnte die Fa. Strabag ermittelt werden, die Maßnahme ist im 
Budget nicht vorgesehen und soll im 1. Nachtragsvoranschlag für das 
Haushaltsjahr 2025 dargestellt werden. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den 
Bedeckungsvorschlag zur Instandsetzung des Güterweges Etzen-Lasserthal, 
wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

- Beschlussfassung der anteiligen Kostenübernahme für die WVA BA16 – 
Naspern 
Gemäß dem Grundsatzbeschluss des Gemeinderates vom 4. September 2024 
wurde die Wasserversorgungsanlage in Naspern dahingehend erweitert, dass 
die Lieferung von Trinkwasser aus der Nachbargemeinde Wieselburg-Land an 
Interessenten in der Region ermöglicht wird. Eine Wassergemeinschaft wurde 
gegründet, über die auch die Förderabrechnung erfolgt. Der Bund fördert die 
Maßnahme mit 17%, das Land mit 30% der anerkannten Kosten in der Höhe 
von € 97.535,03. Die Maßnahme wird teilweise von der Gemeinde vorfinanziert, 
der Gemeindeanteil nach Abzug der Förderung beträgt €14.099,91 netto, die 
Planungskosten wurden bereits bezahlt. 
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Punkt 15 der Tagesordnung: 
Bericht des Bürgermeisters 

- Die Schwellenwerteverordnung 2025 wurde kundgemacht, unter anderem 
wurde der Schwellenwert für Direktvergaben von € 100.000,- auf € 143.000,- 
erhöht. Die Schwellenwerteverordnung gilt bis 31. März 2026. 

- Die Anrainer der Siedlungsstraße Zwerbach haben den Antrag auf 
Verordnung einer Wohnstraße gestellt. Da mit einer solchen Verordnung die 
Durchfahrt nicht mehr möglich wäre, soll anstelle dessen eine 
Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 KM/h vom Bürgermeister verordnet 
werden. 

- Die Kreislaufregion Melk Scheibbs hat vorgeschlagen, einen Selbstversorger-
Garten in Ruprechtshofen anzubieten. Eine Auftaktveranstaltung findet am 
Donnerstag, dem 4. September 2025 im Gemeindesaal Ruprechtshofen statt. 
Der Selbstversorger-Garten mit ca. 80 Beeten soll am ungenutzten Teil des 
Friedhofsgeländes angelegt werden, ein Nutzungsvertrag für mindestens zwei 
und maximal fünf Beete pro Person soll für mindestens drei Jahre 
abgeschlossen werden können und ist dann jährlich kündbar. Pro Beet und 
Nutzungsjahr ist die Einhebung eines Beitrages von € 30,- vorgesehen. 

- Der Obmann des Unabhängigen Bauernverbandes hat die Herausgabe der 
Unterlagen der Landwirtschaftskammerwahlen 2025 verlangt, nach Auskunft 
der Bezirkshauptmannschaft Melk ist dies aber rechtlich nicht möglich. 

- Am 17. Oktober 2025 übernimmt der ehemalige Vizebürgermeister der 
Gemeinde St. Leonhard am Forst, Ewald Beigelbeck, die Leitung bei „Essen 
auf Rädern“ aus den Händen von Franz Maierhofer. 

- Dr. Nimmrichter fragt um mögliche Mietunterstützung für eine potentielle 
Nachfolgerin in seiner Ordination durch die Gemeinde an. Eine dauerhafte 
Subvention der Miete ist nicht vorstellbar, eine Unterstützung im Rahmen des 
vom Gemeinderat grundsätzlich beschlossenen Kommunalsteuermodells ist 
aber möglich. 

- Der Bus der Filmchronisten wird am 19. September 2025 in der Allee 
Ruprechtshofen erwartet. Die Bevölkerung wurde mittels Postwurf informiert 
und zur aktiven Teilnahme eingeladen. 

- Bislang sind zwei Bewerbungen auf die Ausschreibung eines 
Buchhalterpostens am Gemeindeamt Ruprechtshofen eingegangen. Weitere 
BewerberInnen werden bis Oktober erwartet. Eine Altersteilzeitvereinbarung 
mit VB Martin Leeb nach den geltenden Regeln ist noch im Jahr 2025 möglich, 
danach nicht mehr. Die Nachfolge soll also noch heuer geregelt werden. 

- Grundablösegespräche für den Hochwasserschutz werden mit den 
Eigentümern Zöchbauer und Hackl geführt. Grundsätzlich besteht 
Bereitschaft, die Preisverhandlungen sind aber noch im Laufen. 

- Aktuell werden Gespräche mit der WET betreffend die Liegenschaft Sokol 
geführt. Auf dieser Liegenschaft wäre der Neubau des Ruprechtshofener 
Feuerwehrhauses grundsätzlich möglich. Als Tauschobjekt steht die 
ungenutzte Fläche am Friedhof Ruprechtshofen zur Verfügung. 

- Der Teilungsplan für weitere Bauflächen am Hiesbergblick weist eine Zufahrt 
zu den landwirtschaftlichen Flächen der Familie Leichtfried aus, diese ist 
erforderlich, da ein Wegerecht auf der Liegenschaft eingetragen ist. 

- Die Altspeisefettsammlung wird seitens des GVU Melk neu geordnet, das 
Sammelsystem mit den NÖLIs funktioniert leider nicht zur vollen Zufriedenheit. 
Der NÖLI wird künftig nur mehr im WSZ angenommen, Sammelstellen für 
Altspeisefett in Kunststoffflaschen, die in Container eingeworfen werden 
können, werden überlegt. 
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- Im Jahr 2028 feiert die Marktgemeinde Ruprechtshofen ihr 100-jähriges 
Bestandsjubiläum, über den entsprechenden festlichen Rahmen wird noch 
nachgedacht. Möglich wäre ein Bezirks-Blasmusikevent mit entsprechendem 
Rahmenprogramm. 

- Am 5. Oktober 2025 findet das Bezirks-Erntedankfest in Ruprechtshofen statt. 
- Die Arbeiten an den Tennisplätzen des UTC Sektion Tennis sind bereits im 

Gange, die Maßnahme soll nach Abschluss der Arbeiten zügig zur Förderung 
eingereicht werden. Die Gemeinden Ruprechtshofen und St. Leonhard am 
Forst beteiligen sich mit € 60.000,-, geteilt nach dem Bevölkerungsschlüssel, 
an dem Projekt. Der Anteil Ruprechtshofens könnte bereits nach Feststehen 
der Gesamtkosten ausbezahlt werden, um die Finanzierung zu erleichtern. Ein 
entsprechender Beschluss soll in der kommenden Gemeinderatssitzung 
gefasst werden. 

- Die Familie Horst und Elfriede Wittmann hat sich schriftlich für die finanzielle 
Unterstützung bei der Umsetzung von Hochwasserschutzmaßnahmen 
bedankt. 

- Die feierliche Eröffnung des Hochwasserschutzes Dangelsbach findet am 27. 
September 2025 statt, an die anwesenden Mandatare wurde die Einladung 
verteilt. 

- Am 7. Dezember 2025 soll im Rahmen des Nikolaus-Advents ein 
Adventempfang stattfinden. In diesem Rahmen sollen die ausgeschiedenen 
Mandatare der letzten Gemeinderatsperiode geehrt werden. 

Punkt 16 der Tagesordnung: 
Anfragen der Gemeinderatsmitglieder 

Vbgm. Scherndl berichtet, dass in der Volksschule die Decken der beiden Aulas 
erneuert wurden. Mit dieser Maßnahme ist der Um- und Zubau am 
Volksschulgebäude endgültig abgeschlossen. 

In der Schulstraße läuft nach der Instandsetzung im Bereich der Busbucht das 
Oberflächenwasser zur unzureichend ab, Gespräche mit der ausführenden Firma 
stehen noch aus. 

Das Open Air wird im kommenden Jahr am 19. Juni 2026 stattfinden, Künstler 
werden noch gesucht. Nach Möglichkeit sollen junge Gruppen auftreten, die Kosten 
der Veranstaltung werden auf ca. € 10.000,- geschätzt. 

Eine Besprechung zum Nikolo-Advent hat stattgefunden, die Veranstaltung findet wie 
gehabt am 7. und 8. Dezember statt. 

GfGR Schrattmaier berichtet vom Ferienspiel 2025. Das Ferienspiel war 
überwiegend gut besucht, besonders die heuer erstmalig durchgeführten 
Ferienspiele für die Jugendlichen wurden sehr gut angenommen, sämtliche Termine 
waren ausgebucht. Der Ferienspielabschluss fand gemeinsam mit einer 
Leistungsschau der FF Ruprechtshofen am Bauhofgelände statt. Auch einige 
Spielstationen für die Teilnehmer stehen zur Verfügung. 

Der Jugendworkshop am Donnerstag, dem 28. August 2025 im Rahmen des 
Jugend:Gemeinde:Service der Jugend:info war gut besucht, eine 
Folgeveranstaltung, bei der festgelegt werden soll, welche Projekte umgesetzt 
werden sollen, ist im Oktober geplant. Die Jugendraumrallye, ein Projekt im Rahmen 
der Leader-Region zur Besichtigung von Jugendräumen, wurden von den 
Mandatarinnen GfGR Daniela Schrattmaier, GR Martina Stadler und GR Maria 
Dachsberger besucht. 
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GfGR Sterkl berichtet, dass am 20. August 2025 sämtliche Erhaltungsmaßnahmen 
für das Jahr 2025 abgerechnet wurden. Für das kommende Jahr soll um € 60.000,- 
für die Güterwegeerhaltung angesucht werden, welche Summe dann tatsächlich 
bewilligt wird, ist nicht bekannt. 

Ein Unwetterschaden betreffend die Liegenschaft Herzog in Schlatten wurde 
aufgenommen. 

Die Instandsetzung der Verlängerung des Güterweges Steinwander bis zum 
Panoramaweg ist derzeit in Umsetzung. Ein Anrainer begehrt die Staubfreimachung 
im Bereich seiner Liegenschaft in der direkten Verlängerung dieser Maßnahme. 

Punkt 17 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung des 1. Nachtrags zum Dienstvertrag von VB Poschenreither 

Siehe Protokoll der nicht öffentlichen Sitzung. 

Nachdem keine weiteren Anträge und Anfragen mehr vorliegen und alle Punkte der 
Tagesordnung erledigt wurden, dankt der Bürgermeister den Mitgliedern des 
Gemeinderates für ihre Mitarbeit und schließt die Sitzung. 
 
Dieses Sitzungsprotokoll wurde in der Sitzung des Gemeinderates am 
vorgelesen und genehmigt. 
 
 
(Schriftführer) (Bürgermeister) 
 
 
(Gemeinderat) (Gemeinderat) 
 
 
(Gemeinderat) 
 



Information Prozessfinanzierung Baukartell (April 2025) 

Nach wie vor sind die Bundeswettbewerbsbehörde und die Wirtschafts- und 
Korruptionsstaatsanwaltschaft mit der Aufarbeitung des Baukartells befasst, das sich über einen 
Zeitraum von zumindest 15 Jahren (2002 bis 2017) erstreckt. Gegen die größten und umsatzstärksten 
österreichischen Bauunternehmen gibt es bereits Urteile wegen Verstößen gegen das Kartellgesetz 
(siehe Liste der Kartellanten im Anhang). 

Die Geltendmachung allfälliger Schadenersatzansprüche aus den jahrelangen unlauteren 
Handelspraktiken ist für Städte, Gemeinden, Verbände und öffentliche Unternehmungen aufwendig 
und mit finanziellen Risiken verbunden.  

Um diese Risiken zu unterbinden besteht die Möglichkeit, das Prozessrisiko auf einen 
Prozessfinanzierer zu übertragen, wie dies in den vergangenen Jahren durch viele öffentliche 
Auftraggeber befürwortet wurde. Da die Inanspruchnahme der Dienstleistungen eines 
Prozessfinanzierers grundsätzlich dem Vergaberecht unterliegt, wurde von Seiten der 
Bundesbeschaffung GmbH (BBG) - nach einem aufwendigen Vergabeverfahren - eine 
Rahmenvereinbarung mit einem Prozessfinanzierer abgeschlossen. Potentiell geschädigte 
Auftraggeber können im Wege eines Abrufs aus der Rahmenvereinbarung im e-Shop der BBG die 
Leistungen des Prozessfinanzierers vergaberechtskonform ohne weitere Ausschreibung in Anspruch 
nehmen und allfällige Schadenersatzansprüche risikofrei geltend machen. Voraussetzung für den 
Abruf ist das Vorliegen einer Grundsatzvereinbarung mit der BBG (Kunde werden | 
Bundesbeschaffung GmbH). Diese ist seit 01.01.2025 kostenlos. 

Die Kundeninformation der BBG, detaillierte Informationen zum Abruf aus der Rahmenvereinbarung 
sowie die Rahmenvereinbarung im Volltext sind im e-Shop der BBG unter folgendem Link zu finden 
(Login erforderlich): www.e-shop.gv.at #1 

Bei Fragen zum e-Shop der BBG können sich Auftraggeber an das Helpcenter der BBG wenden (+43 1 
245 70, office@bbg.gv.at). 

Der Bestellvorgang und das weitere Prozedere laufen wie folgt ab: 

Erster Schritt:  

Der potentiell geschädigte öffentliche Auftraggeber lädt das ausgefüllte von der BBG bereitgestellte 
Abrufformular und weitere notwendige Informationen zu Bauaufträgen aus dem Zeitraum 2002 bis 
2017 im e-Shop hoch. Mit Übermittlung dieses Beauftragungsformulars an den Auftragnehmer kommt 
der Abruf (Bestellung) rechtsgültig zustande. 

Folgende Informationen und Unterlagen zu Bauaufträgen sind erforderlich (Abrufformular): 

• Bezeichnung des Auftraggebers (der konkreten juristischen Person), in dessen Sphäre der Schaden
eingetreten ist und der zur Durchsetzung des Schadens berechtigt ist,

• Bezeichnung des Bauvorhabens bzw. der Vergabe der Bauleistungen,

• Jahr der Durchführung des Vergabeverfahrens,

• Jahr des Vertragsabschlusses,

• Summe der Vergabe (netto/brutto),

• Name (Firma und Firmenbuchnummer) des Unternehmens, das den Zuschlag erhalten hat,

Beilage 9/A

https://www.bbg.gv.at/neu-hier/kunde-werden
https://www.bbg.gv.at/neu-hier/kunde-werden
https://portal.bbg.gv.at/portalverbund.gv.at/e-shop@bbg.gv.at/stdportal-rprofile/R2S
mailto:office@bbg.gv.at


      
 
 
 
 
 
 

• Kopie des Vertrages, mit dem die Vergabe erfolgt ist, 

• Namen (Firma, Firmenbuchnummer) und Kopien der Angebote der übrigen Bieter, die den 
Zuschlag nicht erhalten haben (soweit diese Unterlagen noch vorhanden sind), 

• Datum und Höhe der Teil- und Schlussrechnung(en). 
 

Zweiter Schritt:  

Der Prozessfinanzierer prüft, ob die notwendigen Informationen vollständig übermittelt 
wurden und fordert gegebenenfalls fehlende Nachweise nach. 

Dritter Schritt:  

Der vom Prozessfinanzierer beigestellte Rechtsanwalt prüft das Projekt auf Eignung zur 
Prozessführung (= Erstprüfung) innerhalb von maximal 4 Wochen. Bei positiver Prüfung 
werden weitere Beweismittel eingefordert, bei negativer Prüfung wird eine ausführliche 
Begründung zur Ablehnung übermittelt und der Einzelabruf gekündigt. Es fallen dabei keine 
Kosten an. 

Vierter Schritt (nur bei positiver Erstprüfung):  

Nach Aufforderung hat der Auftraggeber 4 Wochen Zeit, alle geforderten weiteren 
Beweismittel zur Verfügung zu stellen.  

Fünfter Schritt:  

Der Prozessfinanzierer bzw. der beigestellte Rechtsanwalt und Wettbewerbsökonom prüfen 
innerhalb von 8 Wochen, wie hoch der potenzielle Schaden inkl. des erwartbaren 
eingetriebenen Betrags bei Durchsetzung des Anspruchs sein wird (= Zweitprüfung). Dem 
Auftraggeber ist eine anwaltliche Vollmacht zur Unterfertigung zu übermitteln. Darüber hinaus 
wird über die konkreten weiteren Schritte im Prozess informiert. Im Sinne einer effizienten 
und ressourcenschonenden Verfahrensführung wird zunächst ein (außer-)gerichtlicher 
Vergleich angestrebt. 

Sollte im Zuge der Zweitprüfung nur ein so niedriger Schaden eruiert werden, der unter 
Berücksichtigung wirtschaftlicher Grundsätze nicht sinnvoll durchsetzbar ist, so hat der 
Prozessfinanzierer dem Auftraggeber eine entsprechende ausführliche Begründung zu 
übermitteln. Auch in diesem Fall fallen keine Kosten an. 

Im Erfolgsfall erhält der Prozessfinanzierer einen Anteil in Höhe von 22 % (exkl. USt.) des 
Schadenersatzes. 

 

Grobes Rechenbeispiel (Zinsen und Umsatzsteuer bleiben außer Betracht): 

• Auftragssumme: 500.000 Euro 

• Zugesprochener Schadenersatz: 75.000 Euro 

• Kosten des Verfahrens auf Klägerseite: 25.000 Euro 

• Kostenersatz durch Beklagtenseite: 20.000 Euro 

• Schadenersatz (nach Abzug der Kostendifferenz): 70.000 Euro 

• Provision des Prozessfinanzierers (22 %): 15.400 Euro 

• Schadenersatz für Auftraggeber: 54.600 Euro 

 



      
 
 
 
 
 
 
Verjährungsfristen: 

Das Schadenersatzrecht aufgrund kartellrechtlicher Verstöße verjährt grundsätzlich in fünf Jahren von 
dem Zeitpunkt an, in dem der Geschädigte Kenntnis erlangt hat oder vernünftigerweise hätte erlangen 
müssen: von der Person des Schädigers, vom Schaden, vom Schaden verursachenden Verhalten und 
von der Wettbewerbsrechtsverletzung.  

Nachdem die 5-jährige Verjährungsfrist in Einzelfällen bereits im Oktober 2026 zu enden droht, 
empfiehlt es sich – wenngleich Abrufe aus der Rahmenvereinbarung aufgrund deren Vertragsdauer 
noch bis 7. Jänner 2031 möglich sind – Abrufe aus der Rahmenvereinbarung jedenfalls noch im Jahr 
2025 zu tätigen. 

 

Bauprojekte, die eingemeldet werden können/sollten: 

Grundsätzlich haben alle öffentlichen Auftraggeber (Städte, Gemeinden, Gemeindeverbände, 
öffentliche Unternehmungen) die Möglichkeit, im Wege eines Abrufs aus der Rahmenvereinbarung 
ihre Bauprojekte prüfen zu lassen. Jedoch können nur jene Bauprojekte eingemeldet werden, die im 
Zeitraum 2002 bis 2017 vergeben wurden und hinsichtlich derer die erforderlichen Informationen und 
Unterlagen (siehe Info zu Abrufformular oben) noch vorhanden sind.  

Zur Höhe der Auftragsvolumina einzelner Bauprojekte, die sinnvollerweise eingemeldet werden 
sollten, kann keine abschließende Aussage getroffen werden, zumal die Sachlage von Fall zu Fall höchst 
unterschiedlich ist. So kann die wirtschaftlich sinnvolle Durchsetzbarkeit auch bei geringeren 
Auftragssummen (bspw. Bauauftrag iHv. 40.000 Euro) vorliegen, hingegen bei höheren Auftragswerten 
(bspw. Bauauftrag iHv. 300.000 Euro) mangels einfacher Nachweisbarkeit des schadenauslösenden 
kartellrechtswidrigen Verstoßes nicht vorliegen. 

Angehalten, den zu vermutenden Schaden geltend zu machen bzw. dem Schadenersatz nachzugehen, 
sind jedenfalls all jene öffentlichen Auftraggeber, die dezidiert in den Urteilen des Kartellgerichts 
genannt sind (die Urteile sind in der Ediktsdatei mitsamt Suchfunktion abrufbar unter: Entscheidungen 
des Kartellgerichts). Sollte ein Auftraggeber in den Urteilen nicht genannt sein, bedeutet das aber 
nicht, dass dieser nicht Betroffener bzw. Geschädigter ist (in den Urteilen sind die Betroffenen und 
Geschädigten nicht abschließend aufgezählt). 

 

Direkte Vergleichsmöglichkeit mit VIBÖ 

In Gesprächen mit der Vereinigung Industrieller Bauunternehmungen Österreichs (VIBÖ) wurde von 
dieser mitgeteilt, dass es für betroffene öffentliche Auftraggeber auch die Möglichkeit einer direkten 
Kontaktaufnahme mit dem Ziel eines außergerichtlichen Vergleichs gibt.  

Ob und inwieweit dieser Lösungsweg beschritten werden sollte, kann nicht abschließend beurteilt 
werden. Es ist aber davon auszugehen, dass von Seiten der öffentlichen Auftraggeber in diesem Fall 
alle Erhebungen (Prüfung Betroffenheit und Prüfung Schadensausmaß) selbst vorzunehmen sind um 
dann in weiterer Folge mit der VIBÖ und dem betreffenden Bauunternehmen in Verhandlungen zu 
treten.  

Hinzuweisen ist darauf, dass dieser Weg nicht möglich ist, sollte ein Abruf aus der 
Rahmenvereinbarung der BBG erfolgen (die Rahmenvereinbarung schließt eine parallele bzw. 
gleichzeitig anderweitige Geltendmachung der Ansprüche explizit aus). 

https://edikte.justiz.gv.at/edikte/ek/ekedi17.nsf/suche!OpenForm&subf=
https://edikte.justiz.gv.at/edikte/ek/ekedi17.nsf/suche!OpenForm&subf=


      
 
 
 
 
 
 

 ANHANG 

Geschäftszahl 
Entscheidungs-

datum 
Bauunternehmen 

27 Kt 12/21y  21.10.2021 
STRABAG AG 
F. Lang u. K. Menhofer Baugesellschaft mbH & 
Co KG 

26 Kt 5/21m  17.02.2022 

PORR AG 
PORR Bau GmbH 
TEERAG-ASDAG GmbH 
TEERAG-ASDAG Hochbau Burgenland GmbH 
TEERAG-ASDAG Bau GmbH 
G. Hinteregger & Söhne Baugesellschaft 
m.b.H. 

28 Kt 6/20x 23.11.2022 

HABAU Hoch- und Tiefbaugesellschaft m.b.H. 
Held & Francke Baugesellschaft m.b.H. 
ÖSTU-STETTIN Hoch- und Tiefbau GmbH 
STRAKA Bau GmbH 

26 Kt 3/23w 09.05.2023 Pittel + Brausewetter Gesellschaft m.b.H. 

127 Kt 3/23p 20.06.2023 Kostmann GesmbH 

28 Kt 7/23y  15.11.2023 
Granit Holding GmbH 
Bauunternehmung Granit Gesellschaft m.b.H. 
Klöcher Baugesellschaft m.b.H. 

25 Kt 10/22s 27.03.2023 
Swietelsky AG 
C.Peters Baugesellschaft m.b.H. 
Kontinentale Baugesellschaft m.b.H. 

28 Kt 10/23i 01.03.2024 
Mandlbauer Bau GmbH 
Konrad Beyer & Co Spezialbau GmbH 

24 Kt 8/22i 10.11.2023 

Gebrüder Haider Bauunternehmung 
Gesellschaft m.b.H. 
Gebrüder Haider & Co Hoch- und Tiefbau 
GmbH 
Haider & Co Hoch- und Tiefbau GmbH 

127 Kt 5/23g 10.11.2023 
Hithaller + Trixl Baugesellschaft m.b.H. 
PHB GmbH 

24 Kt 3/23f 
01.03.2024 Fröschl AG & Co KG 

  Fröschlg AG 

26 Kt 1/24b 16.04.2024 Steiner Bau Gesellschaft m.b.H. 

25 Kt 11/23i  26.04.2024 
Graf Beteiligungs OG 
Graf Holding GmbH 
Leyrer+Graf Baugesellschaft m.b.H. 

28 Kt 3/24m  28.05.2024 
Ing. Hans Bodner Baug. m.b.H. & Co KG 
Ing. Hans Bodner Baugesellschaft m.b.H. 

 



e r t e i l t 

BRAND RECHTSANWÄLTE GMBH, FN 269.903 t 
Carre Rotunde, Schüttelstrasse 55, 1020 Wien, 

Fon: +43 1 725 77 . office@b-law.at 

V O L L M A C H T , 

Prozessvollmacht und ermächtige(n) diese uns bei der 
Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen im österreichischen 
Baukartell zu vertreten. Es gelten die Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen von Brand Rechtsanwälte GmbH, 
die unter www.b-law.at abrufbar sind. 

Die Honorarverrechnung und –zahlung erfolgt ausschließlich 
zwischen Brand Rechtsanwälte GmbH und dem Prozessfinanzierer 
unter Ausschluss unserer diesbezüglichen Haftung. Von 
Prozessgegnern zugesprochene oder vereinnahmte Kosten sind mit 
dem Prozessfinanzierer zu verrechnen. 

Die Verrechnung erfolgt ausschließlich über den Prozessfinanzierer, 
mit dem wir einen Prozessfinanzierungsvertrag abgeschlossen haben. 

Wir entbinden hiermit BRAND RECHTSANWÄLTE GMBH 
unwiderruflich von der Verschwiegenheitsverpflichtung hinsichtlich 
des Prozessfinanzierers und anderen Geschädigten und deren Vertreter 

und beauftragen BRAND RECHTSANWÄLTE GMBH, 
Auszahlungen von vereinnahmten Beträgen auch direkt an den 
Prozessfinanzierer und auf Nostrokonten der Kanzlei für das jeweils 
vereinbarte Entgelt zu leisten. 

Wir nehmen zustimmend zur Kenntnis, dass die Vollmachtnehmerin 
eine über den gesetzlich erforderlichen Umfang hinausgehende 
Haftpflichtversicherung für ihre Tätigkeit abgeschlossen hat. Es wird 
daher vereinbart, dass die Haftung der Vollmachtnehmerin im Rahmen 
des gesetzlich Zulässigen mit EUR 2,400.000,00 beschränkt wird. 
Diese Haftungsbeschränkung gilt auch zugunsten jedes einzelnen bei 
der oder für die Vollmachtnehmerin tätigen Anwalts. 

Auf das Vollmachtsverhältnis ist ausschließlich österreichisches Recht 
unter Ausschluss von Verweisungsnormen auf andere 
Rechtsordnungen anzuwenden. Gerichtsstand ist das für 1010 Wien 
sachlich zuständige Gericht. 

Ort und Datum Unterschrift des Bürgermeisters 

Unterschrift Gemeindevorstand 

Unterschrift Gemeinderat 

Unterschrift Gemeinderat 

Name: 

Adresse: 

Telefonnummer: 

e-mail:

UID-Nr.: 

Beilage 9/B
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